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Kanton,
Stadt und Region

Nun soll es Schlag auf Schlag
gehen. Bereits nächstes Jahr
soll mit dem Bau des Wind-
parks Grenchenberg begonnen
werden.Dies hattendie verant-
wortlichen Grenchner Stadt-
werke SWG mitgeteilt, nach-
dem das Verwaltungsgericht
eine Beschwerde gegen das
Projekt abgewiesen hat.

Eine letzte Hürde gilt es al-
lerdings noch zu überspringen,
bevor der erste Windpark im
Kanton Solothurn gebaut wer-
den darf. Denn das Urteil ist
noch nicht rechtskräftig.

Gemäss SWG erfolgt das
Projekt zwar im Rahmen des

Raphael Karpf nationalen «Windexpress».
Dieses Verfahren wurde vom
Bund beschlossen und soll den
Ausbau der Windenergie be-
schleunigen. Der Windexpress
sieht vor, dass Baubewilligun-
gen für Windenergieprojekte
von nationalem Interesse vom
Kanton erteilt werden. Und
über Beschwerden entscheidet
das Verwaltungsgericht ab-
schliessend. Ein Weiterzug ans
Bundesgericht wäre also gar
nicht möglich.

Ausser, um grundsätzliche
Rechtsfragen zu klären. Und ge-
nauausdiesemGrundprüftHel-
vetia Nostra, die Naturschutz-
organisation, die den Windpark
bekämpft, einen Weiterzug ans

Bundesgericht. Man werde das
Urteil vertieft analysieren und
in den kommenden Tagen über
das weitere Vorgehen entschei-
den,heisstes ineinerMitteilung
konkret.

Ist der Park bedeutend
genug?
Denn Helvetia Nostra stellt in-
frage, dass der Windpark auf
dem Grenchenberg, seit er aus
Gründen des Vogelschutzes von
sechs auf vierAnlagen reduziert
werden musste, überhaupt von
nationalem Interesse ist.

Darüberhinauswirdweitere
Kritik am Urteil geäussert.
Überrascht sei man zwar nicht,
heisst es in der Mitteilung. Be-

stätige das Verwaltungsgericht
doch weitgehend die Position
der vorgängigen kommunalen
und kantonalen Behörden. Und

doch würden wichtige Fragen
noch offen bleiben.

Insbesondere bedauere man
es, dass das Gericht auf einen

Augenschein verzichtet hat.
«Nach Auffassung von Helvetia
Nostra und den beigezogenen
Expertinnen und Experten hät-
te eine Besichtigung vor Ort
eine konkretere Beurteilung er-
möglicht, ob die vorgesehenen
Ersatzmassnahmen zumSchutz
der Vogelwelt tatsächlich aus-
reichend sind.»

Man stelle infrage, ob das
redimensionierte Projekt wirk-
lichwesentlich vomursprüngli-
chen Projekt abweiche. Ebenso
wird infrage gestellt, dass die
Auswirkungen der Verkleine-
rung des Projekts, auch in Be-
zug auf den Schutz der Biodi-
versität, überhaupt vertieft ge-
prüft wurde.

«Die Baselstrasse ist eines mei-
ner grössten Sorgenkinder»,
sagte Baudirektorin Sandra Kol-
ly amDonnerstagmorgen. Stras-
se undGleise sind in schlechtem
Zustand, immer wieder ereig-
nen sich Unfälle, teilweise
schwere. «Wir hoffen, dass wir
möglichst bald mit der Sanie-
rung beginnen können.»

Zusammen mit Fredy Mil-
ler, Direktor der Aare Seeland
mobil AG (asm), stellte sie die
«neuen» Pläne für die Basel-
strasse in Solothurn vor.

«Neu» in Anführungszei-
chen deshalb, weil das Projekt
dasselbe ist, welches der Kan-
tonsrat vor zwei Jahren bereits
abgesegnet hat. Die Strasse
wird instand gestellt, das Bip-
perlisi neudoppelspurig aufder
Fahrbahn geführt. Damit fällt
das Gleis neben der Strasse
weg, womit Platz für Velofah-
rerinnen und Velofahrer sowie
ein Trottoir geschaffen wird.
Schliesslich werden auch die
Haltestellen behindertenge-
recht umgebaut.

Auch an den Gesamtkosten
der Sanierung von knapp 90
Millionen Franken ändert sich
fast nichts, nur etwas Teuerung
ist dazugekommen.Neu ist ein-
zig, aus welchen Töpfen das
Geld stammt. Diese Zusatz-
schlaufe war nach einer Be-
schwerde gegen den Kantons-
ratsentscheid und einemUrteil
des Bundesgerichts nötig ge-
worden (siehe Box).

DerBundübernimmt den
Löwenanteil
NeuwerdenzweiDrittelderKos-
ten, über 50 Millionen, vom
Bund via Bahninfrastruktur-
fonds übernommen. Die Ge-
meinden Solothurn und Feld-
brunnen sowie ihreWerke über-
nehmen weitere zehn Prozent.
Für den Kanton verbleiben 21
Millionen Franken. Damit bleibt
der Anteil des Kantons praktisch
identisch. Nach alter Planung
hätte der Kanton rund 20Millio-
nenbeitragenmüssen.

Über denneuenKreditwird
der Kantonsrat im Herbst be-

finden. Übrigens: Für Solo-
thurn und Feldbrunnen ändert
sich nichts. Feldbrunnen hat
seinen Kredit bereits an einer
Gemeindeversammlung abge-
segnet, in Solothurn läuft der

Raphael Karpf
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In der Beschwerde vor Bundes-
gericht ging es um die Frage, ob
für den Kredit von rund 20 Mil-
lionen Franken, den der Kan-
tonsrat für die Sanierung bewil-
ligt hat, eine Volksabstimmung
nötig ist. Ja, fand SVP-Kantons-
rätinMarianneWyss,diedieBe-
schwerde eingereicht hatte.
Nein, fanden Kantons- und Re-
gierungsrat.

Die zentrale Frage: Um was
für eine Art von Sanierungspro-
jekt handelt es sich? Aus Sicht
des Kantons ist die Sanierung
nötig, weil die Strasse in
schlechtem Zustand ist. Der
Doppelspurausbau sei quasi nur
ein Zusatz, umdie Sicherheit zu
erhöhen. Die Aare Seeland mo-
bil AG brauche das zweite Gleis
nicht zwingend. Der «Verursa-

cher» des Projekts sei damit der
schlechte Zustand der Strasse.
UndgemässVerursacherprinzip
sei das Projekt zu finanzieren,
also als Strassenprojekt.

Gemäss dieser Argumenta-
tion wäre keine Volksabstim-
mungnötig:DerKantonsratkann
für Strassenbauprojekte Kredite
bis 25Millionenbewilligen.

Das Bundesgericht gab aber
Marianne Wyss recht. Es spiele
keine Rolle, was genau das Pro-
jekt verursacht habe. Weil ein
Gleis gebaut wird, müsse das
Projekt in zwei Teile aufgesplit-
tet werden: einen Teil Strasse
und einenTeil Bahn.Undda für
den Bahnteil die Referendums-
schwelle deutlich tiefer liegt,
brauche es eine Volksabstim-
mung.Nur:Ganzsoeinfach,wie

sich das Bundesgericht das vor-
gestellthat, ist esoffenbarnicht.
Zu diesem Schluss kam der
Kanton nach umfangreichen
Abklärungen mit dem Bund.
Vielmehr müsse aufgrund des
Urteils die gesamte Finanzie-
rung neu aufgegleist werden.
Daswurde nun getan.

Die Kosten wurden aufge-
splittet, in einen Teil Strassen-
bau und einen Teil Gleisbau.
Der Kanton bezahlt nur noch
die Strassensanierung, rund 21
Millionen Franken. Da es sich
dabei um ein Strassenprojekt
handle, könne der Kantonsrat
denKredit abschliessend bewil-
ligen. Eine Volksabstimmung
brauche es nicht.

Streng genommen wird da-
mit das Bundesgerichtsurteil

nicht umgesetzt, welches ex-
plizit eine Volksabstimmung
verlangt. Das Urteil lasse aber
gar keine andere Möglichkeit
zu, als die gesamte Finanzie-
rung neu zu regeln, so der Kan-
ton. Anders reagiert Marianne
Wyss: Das Vorgehen erwecke
den Eindruck, «dass man be-
wusst versucht, eine Abstim-
mung des Volkes zu verhin-
dern – wohl auch deshalb, weil
man Angst hat, dass dieses
Projekt an der Urne keine
Mehrheit finden würde». Den
Ausbau des Bipperlisi bezeich-
net sie als «weder notwendig
noch sinnvoll». Sie werde sich
weiter dafür einsetzen, dass
die Bevölkerung über dieses
Projekt demokratisch ent-
scheiden könne. (rka)

Kredit über das ordentliche
Budget. So weit, so klar die
Ausgangslage. Vor zwei Jahren
war der Kredit im Kantonsrat
mit 80 zu 10 Stimmen unbe-
stritten.Man darf davon ausge-

hen, dass dies nun ähnlich sein
wird –wurde seither amProjekt
doch nichts wesentlich verän-
dert. Und doch nutzten Kolly
wie auch Miller die Gelegen-
heit, um nochmals die Dring-

lichkeit des Projekts zu beto-
nen. Miller sagte: «Die Exis-
tenz des Bipperlisi ist nicht
verhandelbar.» Diese Grund-
satzdebatte sei vor 20 Jahren
geführt worden, seither habe

die asm rund 100 Millionen
Franken investiert. In den
Bahnhofsplatz Solothurn und
die Rötibrücke, in den Doppel-
spurausbau von Flumenthal bis
Attiswil oder in die Erweite-
rung der Strecke von Nieder-
bipp nach Oensingen, um nur
einige Beispiele zu nennen.Die
Sanierung der Baselstrasse sei
nundas letzte Puzzleteil all die-
ser Arbeiten.

Saniertwerdenmuss so
oder so
Darum: Diskutiert würde nicht
überdieFrage, obesdasBipper-
lisi künftig brauche. Sondern,
wie die Bahn sicher betrieben
werden kann. Dass Miller dies
so deutlich machte, hat seine
Gründe. Denn Gegner des Pro-
jektsargumentierten jeweilsda-
mit, dass es den teuren Doppel-
spurausbau nicht brauche, weil
es eben das Bipperlisi gar nicht
brauche.

Auch Kolly machte deutlich:
Die Strasse sei in so schlechtem
Zustand, saniert werden müsse
sie so oder so. Und zwar von
Grund auf, Kosmetik am Belag
reiche nicht aus. Hätten sich im
Untergrund doch teilweise
Hohlräume gebildet. Die Kosten
für den Kanton, um nur schon
die Strasse zu sanieren, seienda-
mit ohnehin hoch. Dann sei es
nur sinnvoll, gleichzeitig auch
den Doppelspurausbau des Bip-
perlisi vorzunehmen, um so die
Sicherheit zu erhöhen.

Die Sicherheit soll
verbessertwerden
355 Unfälle haben sich in den
letzten 25 Jahren zwischen dem
Kreisel Baseltor und der Halte-
stelle St.Katharinen ereignet,
zwei davon endeten tödlich. Ein
Drittel aller Unfälle stand in Zu-
sammenhangmit demBipperli-
si. Dadurch, dass die Bahn neu
doppelspurig auf der Strasse
undnichteinspurigdanebenge-
führt werden soll, erhöhe sich
endlich die Sicherheit. Dies hät-
ten mehrere Untersuchungen
ganz klar gezeigt. Man wolle
nunendlichdieStrasse sanieren
können – bevor sich weitere,
schlimmeUnfälle ereignen.

Visualisierung des ursprünglich geplanten Windparks: Neu dürfen
nur noch vier statt sechs Anlagen gebaut werden. Visualisierung: zvg

Stellten das Projekt vor, v. l: Michael
Suter, Leiter Strassenbau beimKanton,
Regierungsrätin Sandra Kolly, Fredy
Miller, Direktor Aare Seelandmobil AG,
HeinrichMatter, Projektleiter Aare
Seelandmobil AG. Bild: Bruno Kissling

Das letzte Wort ist noch nicht gesprochen
DieNaturschutzorganisationHelvetia Nostra äussert sich zumWindparkGrenchenberg.

Neuer Anlauf für die Baselstrasse
Nach der Schlappe vor Bundesgericht kommt der Kredit für den Doppelspurausbau des Bipperlisi in Solothurn erneut in den Kantonsrat.

Was sagt das Bundesgericht?


